
 

  

S 1 AL 199/17

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Sachsen
Sozialgericht Sächsisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Arbeitslosengeld

Arbeitslosigkeit
Beendigung des Referendariats
Ruhen des Anspruchs bei Arbeitsentgelt
versicherungspflichtiges
Beschäftigungsverhältnis

Leitsätze 1. § 157 Abs. 1 SGB III ist nur
anzuwenden, wenn Arbeitslosigkeit
vorliegt, aber noch ein
versicherungsrechtliches
Beschäftigungsverhältnis besteht, aus
dem Ansprüche auf Arbeitsentgelt
resultieren.
2. Ausbildungsbezüge, die für den
gesamten Monat gezahlten werden und
trotz des – abhängig vom Prüfungstermin
– vor dem Monatsende endenden
versicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnisses in voller
Höhe belassen werden, sind als
Arbeitsentgelt allein dem
versicherungspflichtigen
Beschäftigungsverhältnis im Umfang des
tatsächlichen Bestehens zuzurechnen.

Normenkette § 137 SGB III
§ 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV
§ 157 Abs. 1 SGB III
§ 33a Abs. 2 Satz 2 ThürJAPO
§ 34a SächsJAPO

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 AL 199/17
Datum 23.08.2018

2. Instanz

Aktenzeichen L 3 AL 156/18
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Datum 25.06.2020

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 23.
August 2018 wird zurÃ¼ckgewiesen.

II. Die Beklagte hat auch die notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten des KlÃ¤gers
in der Berufungsinstanz zu tragen.

III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Im Streit steht der Anspruch des KlÃ¤gers auf Arbeitslosengeld nach Beendigung
des Referendariats fÃ¼r die Zeit vom 9. Mai 2017 bis zum 31. Mai 2017 in HÃ¶he
von 550,00 EUR bei Belassen der fÃ¼r den gesamten Monat gezahlten VergÃ¼tung
als Unterhaltsbeihilfe.

Der 1990 geborene KlÃ¤ger absolvierte vom 1. Mai 2015 bis zum 3. Mai 2017 das
Referendariat im Bezirk des Oberlandesgerichts Y â�¦ im Rahmen eines Ã¶ffentlich-
rechtlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses. Dieses endete am 3. Mai 2017 mit dem
Bestehen der mÃ¼ndlichen PrÃ¼fung des zweiten Staatsexamens nach Â§ 7 Abs. 3
des SÃ¤chsischen Justizausbildungsgesetzes (SÃ¤chsJAG). FÃ¼r den Monat Mai
2017 erhielt der KlÃ¤ger â�� wie von Beginn an â�� ein Bruttoarbeitsentgelt in
HÃ¶he von 1.339,87 EUR.

Der KlÃ¤ger meldete sich am 5. Mai 2017 bei der Beklagten persÃ¶nlich
arbeitssuchend und beantragte zum 9. Mai 2017 die Zahlung von Arbeitslosengeld.
Die Beklagte bewilligte ihm mit Bescheid vom 21. Juni 2017 beginnend ab dem 9.
Mai 2017 fÃ¼r 360 Kalendertage Arbeitslosengeld vom 1. Juni 2017 bis zum 23. Mai
2018 in HÃ¶he von 25,00 EUR tÃ¤glich. FÃ¼r die Zeit vom 9. Mai 2017 bis zum 31.
Mai 2017 wies sie den Leistungsbetrag mit 0,00 EUR unter Hinweis auf das Ruhen
des Arbeitslosengeldanspruchs bei Arbeitsentgelt nach MaÃ�gabe von Â§ 157 Abs. 1
des Sozialgesetzbuches Drittes Buch â�� ArbeitsfÃ¶rderung â�� (SGB III) aus.

Der KlÃ¤ger wandte sich mit Widerspruch vom 3. Juli 2017 gegen den
Bewilligungsbescheid, soweit dieser fÃ¼r den Mai 2017 keinen Leistungsbetrag
gewÃ¤hre. Im Zusammenhang mit seiner TÃ¤tigkeit sei nach dem Bestehen der
PrÃ¼fung die Zahlung schon deswegen nicht geflossen, weil im streitbefangenen
Zeitraum die TÃ¤tigkeit beendet gewesen sei. Es fehle daher an einem
synallagmatischen oder inneren Zusammenhang zwischen der Einnahme und einer
TÃ¤tigkeit. Entsprechend sei er auch zum 3. Mai 2017 aus der Sozialversicherung
abgemeldet worden. Die im Mai 2017 erhaltenen BezÃ¼ge wÃ¼rden damit allein
aus der Verwertung seiner Arbeitskraft bis zum 3. Mai 2017 stammen. Dies folge
auch aus der Arbeitsbescheinigung des Landesamtes fÃ¼r Steuern und Finanzen
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und des Oberlandesgerichts Y â�¦, welche ausweise, dass die im Mai gezahlten
BezÃ¼ge ausschlieÃ�lich fÃ¼r die Zeit bis zum 3. Mai 2017 gezahlt worden seien.
Dies entspreche der Regelung in Â§ 7 Abs. 3 SÃ¤chsJAG.

Die Beklagte hob die Bewilligung von Arbeitslosengeld mit Ã�nderungsbescheid
vom 6. Juli 2017 wegen der Aufnahme einer BeschÃ¤ftigung zum 30. Juni 2017 auf.
Der Bescheid werde gemÃ¤Ã� Â§ 86 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) Gegenstand
des anhÃ¤ngigen Widerspruchsverfahrens.

Die Beklagte wies mit Widerspruchsbescheid vom 19. Juli 2017 den Widerspruch
des KlÃ¤gers gegen das Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld zurÃ¼ck. Der
ehemalige Arbeitgeber habe trotz des Bestehens der AbschlussprÃ¼fung und der
Beendigung des AusbildungsverhÃ¤ltnisses das Arbeitsentgelt bis einschlieÃ�lich
31. Mai 2017 weitergewÃ¤hrt und tatsÃ¤chlich gezahlt, was zum Ruhen des
Anspruchs fÃ¼hre. Die AusbildungsvergÃ¼tung sei Arbeitsentgelt, auch wenn das
Arbeits- und BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis beendet worden sei. Â§ 157 SGB III
verlange nicht, dass es sich um versicherungspflichtiges Entgelt, Arbeitsentgelt
wÃ¤hrend einer Freistellungsphase oder fÃ¼r die Dauer eines ArbeitsverhÃ¤ltnisses
handele. Allein entscheidend sei, dass der Arbeitslose Arbeitsentgelt erhalte. FÃ¼r
vergleichbare FÃ¤lle habe dies das Sozialgericht Leipzig bereits entschieden. Die
Auffassung sei auch vom SÃ¤chsischen Landessozialgericht mit Urteil vom 19. Mai
2011 (Az. L 3 AL 168/10) bestÃ¤tigt worden.

Der KlÃ¤ger hat am 6. August 2017 Klage erhoben und die Zahlung von
Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit vom 9. Mai 2017 bis zum 31. Mai 2017 in HÃ¶he von
550,00 EUR begehrt.

Das Sozialgericht hat mit Urteil vom 23. August 2018 unter AbÃ¤nderung der
Bescheide vom 21. Juni 2017 und 6. Juli 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2017 die Beklagte verurteilt, dem KlÃ¤ger
Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit vom 9. Mai 2017 bis zum 31. Mai 2017 in HÃ¶he von
550,00 EUR zu zahlen. Es hat die Berufung zugelassen. Die fÃ¼r Mai 2017
gezahlten BezÃ¼ge wÃ¼rden sich lediglich auf die Zeit vom 1. Mai 2017 bis zum 3.
Mai 2017 beziehen. Die sÃ¤chsischen Vorschriften wÃ¼rden keine Regelung
enthalten, wonach AusbildungsbezÃ¼ge zu erstatten seien, sofern das Ã¶ffentlich-
rechtliche BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis vor Ablauf eines Kalendermonats ende. Eine
Zuordnung zum beitragspflichtigen Arbeitsentgelt erfolge unabhÃ¤ngig davon, ob
ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen bestehe. Erforderlich aber auch ausreichend
sei, dass ein Zusammenhang zwischen der Einnahme und BeschÃ¤ftigung bestehe,
der Ã¼ber eine einfache KausalverknÃ¼pfung hinausgehe. Notwendig sei ein
sachlicher Zusammenhang. Die Zuwendung mÃ¼sse im Hinblick auf hinreichend
konkrete Leistungen gerade des ZuwendungsempfÃ¤ngers in seinem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis erfolgt und im eigenen Interesse des Zuwendenden
gezahlt worden sein. Entsprechend kÃ¶nnten die fÃ¼r Mai 2017 gewÃ¤hrten
BezÃ¼ge keine Gegenleistung fÃ¼r die Zeit nach dem 3. Mai 2017 sein. Eine
rechtliche Bewertung der BezÃ¼ge als Arbeitsentgelt fÃ¼r den
streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum scheide daher aus.
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Die Beklagte hat gegen das ihr am 16. Oktober 2018 zugestellte Urteil am 12.
November 2018 Berufung eingelegt. Zwar habe das Bayerische Landessozialgericht
mit Urteil vom 19. September 2017 (Az.: L 10 AL 239/16) unter Bezugnahme auf die
einschlÃ¤gige Kommentierung entschieden, dass ein Ruhen nicht in Betracht
komme, weil vom Ruhenstatbestand des Â§ 157 Abs. 1 SGB III nur AnsprÃ¼che
erfasst wÃ¼rden, die zwischen der tatsÃ¤chlichen Beendigung der BeschÃ¤ftigung
und dem Ende des ArbeitsverhÃ¤ltnisses begrÃ¼ndet wÃ¼rden oder die Zeiten der
faktischen BeschÃ¤ftigungslosigkeit am Beginn des ArbeitsverhÃ¤ltnisses liegen
wÃ¼rden. Bei der einem Rechtsreferendar belassenen Unterhaltsbeihilfe wÃ¼rden
diese Voraussetzungen nicht vorliegen, da das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit dem Bestehen
der PrÃ¼fung ende. Es liege daher nur Arbeitsentgelt vor, das allein dem Zeitraum
des AusbildungsverhÃ¤ltnisses zugerechnet werden kÃ¶nne. Aus dem Urteil des
Bundessozialgerichts vom 2. November 2015 (Az.: B 13 R 17/14 R) ergebe sich
nichts anderes. Es sehe in der Leistung lediglich eine der Nachversicherung
unterliegende beitragspflichtige Einnahme im Sinne des Â§ 181 Abs. 2 Satz 1 des
Sozialgesetzbuches Sechstes Buch â�� Gesetzliche Rentenversicherung â�� (SGB
VI). Aus der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts zu den VorgÃ¤ngernormen
des Â§ 157 SGB III folge, dass Grundvoraussetzung fÃ¼r das Eintreten des
Ruhenstatbestands das rechtliche Fortbestehen des ArbeitsverhÃ¤ltnisses sei.
DemgegenÃ¼ber habe jedoch der erkennende 3. Senat des SÃ¤chsischen
Landessozialgerichts mit Urteil vom 19. Mai 2011 (Az.: L 3 AL 168/10) zutreffend
ausgefÃ¼hrt, dass der Ruhenstatbestand, insbesondere der Vermeidung von
Doppelleistungen diene. Arbeitslosengeld als Entgeltersatzleistung sei solange nicht
gerechtfertigt, wie dem Arbeitslosen noch AnsprÃ¼che auf Arbeitsentgelt zustehen
wÃ¼rden. Es werde die Zulassung der Revision beantragt. Ein weiterer Rechtsstreit
zur streitigen Thematik sei unter dem Az. L 3 AL 5/19 anhÃ¤ngig. Es handele es sich
um keine EinzelfÃ¤lle.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Leipzig vom 23. August 2018 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Die Unterhaltsbeihilfe stelle lediglich Arbeitseinkommen fÃ¼r die vom 1. Mai 2017
bis 3. Mai 2017 bestehende Dienstpflicht dar. Dass trotz der Beendigung der
Dienstpflicht ein Anspruch auf den Bezug der Unterhaltsbeihilfen fÃ¼r den
gesamten Monat verbleibe, habe der Gesetzgeber als Ausgleich fÃ¼r die ungewisse
Zukunft und das zumeist fehlende unmittelbare AnknÃ¼pfen einer
FolgebeschÃ¤ftigung so geregelt. Nach Â§ 60 des Bundesbesoldungsgesetzes
(BBesG) wÃ¼rden die BezÃ¼ge im Monat des Ausscheidens auch nur fÃ¼r den Fall
belassen, dass der Referendar kein neues ArbeitsverhÃ¤ltnis im unmittelbaren
Anschluss an die PrÃ¼fung finde. Jedenfalls handele es sich um kein Arbeitsentgelt
im Sinne von Â§ 157 Abs. 1 SGB III, was Ã¼berwiegend auch von der
Kommentarliteratur so gesehen werde. Auch Â§ 33a Abs. 2 Satz 2 der ThÃ¼ringer
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Juristenausbildungs- und -prÃ¼fungsordnung (ThÃ¼rJAPO) belege diese Auffassung.
Der thÃ¼ringische Gesetzgeber habe ausdrÃ¼cklich geregelt, dass die
Unterhaltsbeihilfe nur fÃ¼r den auf den Vorbereitungsdienst entfallenen Teil des
Monats gezahlt werde, wenn der Vorbereitungsdienst im Laufe eines
Kalendermonats beginne oder ende.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf die
Gerichtsakte sowie auf die beigezogene Akte der Beklagten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

I. Die aufgrund Zulassung durch das Sozialgericht statthafte und form- und
fristgerecht eingelegte Berufung der Beklagten ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
SGG), aber nicht begrÃ¼ndet.

Das Sozialgericht hat zutreffend mit Urteil vom 23. August 2018 die Beklagte unter
AbÃ¤nderung der Bescheide vom 21. Juni 2017 und 6. Juli 2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 19. Juli 2017 verurteilt, dem KlÃ¤ger Arbeitslosengeld
fÃ¼r die Zeit vom 9. Mai 2017 bis zum 31. Mai 2017 in HÃ¶he von 550,00 EUR zu
zahlen. Der Bescheid vom 21. Juni 2017 ist rechtswidrig, soweit er fÃ¼r die Zeit
vom 9. Mai 2017 bis zum 31. Mai 2017 den Leistungsbetrag unter Hinweis auf
gezahltes Arbeitsentgelt nach Â§ 157 Abs. 1 SGB III mit 0,00 EUR ausweist und
verletzt den KlÃ¤ger insofern in seinen Rechten.

Dem KlÃ¤ger steht ein Anspruch auf Arbeitslosengeld auch fÃ¼r die Zeit vom 9. Mai
2017 bis zum 31. Mai 2017 zu, da der Anspruch nicht wegen eines Anspruchs auf
Arbeitsentgelt ruht.

Das Urteil des Sozialgerichts ist aus den zutreffenden GrÃ¼nden seiner
Entscheidung nicht zu beanstanden. Der Senat sieht daher gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs. 2
SGG von einer weiteren Darstellung der EntscheidungsgrÃ¼nde ab und fÃ¼hrt
lediglich ergÃ¤nzend aus:

1. Der KlÃ¤ger erfÃ¼llt unstreitig die allgemeinen Leistungsvoraussetzungen. Die in
einem Ã¶ffentlich-rechtlichen DienstverhÃ¤ltnis stehenden Beamten sind im
sozialversicherungsrechtlichen Sinne BeschÃ¤ftigte (vgl. BSG, Urteil vom 15. Juli
2009 â�� B 12 KR 1/09 R â�� BSGE 104, 71 ff. = SozR 4-1500 Â§ 75 Nr. 10 = juris
Rdnr. 18; speziell zum BeamtenverhÃ¤ltnis auf Widerruf [Rechtsreferendariat]: BSG,
Urteil vom 31. MÃ¤rz 2015 â�� B 12 R 1/13 R â�� SozR 4-2400 Â§ 14 Nr. 19 = juris
Rdnr. 16). Der KlÃ¤ger meldete sich rechtzeitig am 5. Mai 2017 mit Wirkung zum 9.
Mai 2017 bei der Beklagten persÃ¶nlich arbeitslos (vgl. Â§ 137 Abs. 1 Nr. 2 SGB III i.
V. m. Â§ 141 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 3 SGB III). Er erhielt erst am 3. Mai 2017 mit
dem Bestehen der mÃ¼ndlichen PrÃ¼fung Kenntnis vom Ende des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses, so dass eine frÃ¼here Meldung nicht mÃ¶glich war.
Er war beschÃ¤ftigungslos, bemÃ¼hte sich, die eigene BeschÃ¤ftigungslosigkeit zu
beenden und stellte sich der Vermittlung sowohl subjektiv als auch objektiv zur
VerfÃ¼gung, war mithin arbeitslos im Sinne von Â§ 137 Abs. 1 Nr. 1 SGB III in
Verbindung mit Â§ 138 Abs. 1 SGB III). Zudem ist die Anwartschaftszeit erfÃ¼llt.
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Denn der KlÃ¤ger stand innerhalb der Rahmenfrist von zwei Jahren beginnend mit
dem Tag vor der ErfÃ¼llung aller sonstigen Voraussetzungen fÃ¼r den Anspruch
auf Arbeitslosengeld mindestens zwÃ¶lf Monate in einem
VersicherungspflichtverhÃ¤ltnis (vgl. Â§ 137 Abs. 1 Nr. 3 SGB III i. V. m. Â§ 142 Abs.
1 Satz 1 SGB III, Â§ 143 Abs. 1 SGB III [in der bis zum 31. Dezember 2019 geltenden
Fassung]).

2. Der Anspruch des KlÃ¤gers auf Arbeitslosengeld ruht fÃ¼r die Zeit vom 9. Mai
2017 bis zum 31. Mai 2017 nicht.

a) Nach Â§ 157 Abs. 1 SGB III ruht der Anspruch auf Arbeitslosengeld wÃ¤hrend der
Zeit, fÃ¼r die der Arbeitslose Arbeitsentgelt erhÃ¤lt oder zu beanspruchen hat.

Die Ruhensregelung beruht auf der ErwÃ¤gung, dass der Arbeitslose nicht der
Leistungen der Versichertengemeinschaft bedarf, solange er keinen Lohnausfall hat.
Damit wird dem gesetzlichen Zweck der vorrangigen Existenzsicherung durch den
Arbeitslosen mittels Durchsetzung ihm noch zustehender AnsprÃ¼che aus dem
ArbeitsverhÃ¤ltnis Rechnung getragen (so zu den VorgÃ¤ngerregelungen: BSG,
Urteil vom 20. Juni 2002 â�� B 7 AL 108/01 R â�� SozR 3-4300 Â§ 143 Nr. 4 = juris
Rdnr. 24 m. w. N.; DÃ¼e, in: Brand/DÃ¼e/Hassel/Karmanski/KÃ¼hl, SGB III [8. Aufl.,
2018], Â§ 157 Rdnr. 2; Schmitz, in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB III [2. Aufl., Stand:
15. Januar 2019] Â§ 157 SGB III Rdnr. 6; Valgolio, in: Hauck/Noftz, SGB III [Stand:
Erg.-Lfg. Stand 6/16], Â§ 157 Rdnr. 4). Dies hat aber zur Folge, dass Â§ 157 Abs. 1
SGB III nur anzuwenden ist, wenn Arbeitslosigkeit vorliegt, aber noch ein
versicherungsrechtliches BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis besteht, aus dem
AnsprÃ¼che auf Arbeitsentgelt resultieren (vgl. BSG, Urteil vom 24. September
2008 â�� B 12 KR 22/07 R â�� SozR 4-2400 Â§ 7 Nr. 9 = juris Rdnr. 18; DÃ¼e, a. a.
O., Rdnr. 2). Es handelt sich somit um die Situation einer bestehenden
BeschÃ¤ftigungslosigkeit bei fortbestehendem sozialversicherungsrechtlichem
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis (vgl. Schmitz, in: Schlegel/Voelzke, a. a. O., Rdnr. 8).

Der Anspruch auf Arbeitslosengeld ruht daher im Falle des Â§ 157 Abs. 1 SGB III
vom Ende des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses bis zum Ende des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses und damit â�� zumindest nach dieser Vorschrift â�� weder
vor noch nach diesem Zeitraum.

b) Zutreffend ist zunÃ¤chst, dass die AusbildungsbezÃ¼ge der Rechtsreferendare
Arbeitsentgelt im Sinne des Â§ 14 Abs. 1 Satz 1 des Sozialgesetzbuches Viertes
Buch â�� Gemeinsame Vorschriften fÃ¼r die Sozialversicherung â�� (SGB IV) sind,
da sie fÃ¼r eine zu erbringende Arbeitsleistung im Rahmen eines Ã¶ffentlich
rechtlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, hier zum Freistaat Sachsen, gezahlt
werden und nach Â§ 34 a Abs. 4 der Ausbildungs- und PrÃ¼fungsordnung fÃ¼r
Juristen des Freistaates Sachsen (SÃ¤chsJAPO) der Beitragspflicht zur gesetzlichen
Sozialversicherung unterliegen.

Das Bundessozialgericht hat bereits entschieden, dass es sich bei der Besoldung
eines Beamten um Arbeitsentgelt im Sinne des Â§ 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV handelt,
weil zu einer BeschÃ¤ftigung im Sinne dieser Vorschrift auch ein Ã¶ffentlich-

                               6 / 9

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/137.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/142.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/142.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%207%20AL%20108/01%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-4300%20§%20143%20Nr.%204
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%2012%20KR%2022/07%20R
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%204-2400%20§%207%20Nr.%209
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/14.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_IV/14.html


 

rechtliches DienstverhÃ¤ltnis zÃ¤hlt (vgl. BSG, Urteil vom 4. Juni 1991 â�� 12 RK
43/90 â�� SozR 3-2200 Â§ 180 Nr. 7 = juris Rdnr. 12; Knospe, in: Hauck/Noftz, SGB
IV [Stand: Erg.-Lfg. Stand 2/16], Â§ 14 Rdnr. 24). Gleiches gilt fÃ¼r
AnwÃ¤rterbezÃ¼ge, die fÃ¼r die Zeit der AusÃ¼bung des BeamtenverhÃ¤ltnisses
auf Widerruf im Vorbereitungsdienst gewÃ¤hrt werden (vgl. BSG, Urteil vom 8.
November 1989 â�� 1 RA 21/88 â�� SozR 2200 Â§ 1402 Nr. 11 = juris Rdnr. 14).

c) Die Anwendung des Â§ 157 Abs. 1 SGB III scheidet vorliegend jedoch schon
deshalb aus, weil es um ein Ruhen des Anspruchs auf Arbeitslosengeld fÃ¼r die Zeit
vom 9. Mai 2017 bis zum 31. Mai 2017 und damit nach der Beendigung des
versicherungsrechtlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses geht. Denn unstreitig
endete das versicherungspflichtige BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis des KlÃ¤gers mit
Ablauf des Tages, an welchem ihm erÃ¶ffnet wurde, dass er die zweite juristische
StaatsprÃ¼fung mit Erfolg abgelegt hat (vgl. Â§ 7 Abs. 3 SÃ¤chsJAG), was
vorliegend am 3. Mai 2017 der Fall war. Damit entfÃ¤llt die Anwendung des Â§ 157
Abs. 1 SGB III der (wie unter a ausgefÃ¼hrt) das Bestehen eines
versicherungsrechtlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses voraussetzt.

d) Dass die fÃ¼r den gesamten Monat gezahlten AusbildungsbezÃ¼ge im Freistaat
Sachsen trotz der â�� abhÃ¤ngig vom PrÃ¼fungstermin â�� frÃ¼heren Beendigung
des versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses in voller HÃ¶he
belassen werden, fÃ¼hrt trotz des Umstandes, dass es sich auch insofern um
Arbeitsentgelt handelt und auch dieses Entgelt der Existenzsicherung im Monat des
Ausscheidens dient, nicht zum Ruhen des Anspruchs nach Â§ 157 Abs. 1 SGB III.
Denn die fÃ¼r den gesamten Monat gezahlten AusbildungsbezÃ¼ge sind als
Arbeitsentgelt allein dem versicherungspflichtigen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, im
Umfang des tatsÃ¤chlichen Bestehens zuzurechnen (hierzu unter [1]). Eine analoge
Anwendung der Vorschrift kommt nicht in Betracht (hierzu unter [2].

(1) FÃ¼r den angebrochenen Monat wird trotz Ausscheidens aus dem Dienst des
Freistaates Sachsen nach Â§ 34a SÃ¤chsJAPO die volle AusbildungsvergÃ¼tung
gezahlt. Es besteht â�� anders als im Freistaates ThÃ¼ringen (vgl. Â§ 33a Abs. 2
Satz 2 ThÃ¼rJAPO) â�� gerade kein VergÃ¼tungsanspruch nur bis zum Ende des
Ã¶ffentlich-rechtlichen BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses. Eine Zuordnung als
Arbeitsentgelt zu der Zeit nach der Beendigung des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses
scheitert bereits an den zu diesem Zeitpunkt nicht mehr bestehenden
arbeitsvertraglichen (hier: dienstvertraglichen) Hauptleistungspflichten sowohl des
Dienstherren als auch des AnwÃ¤rters. Der trotz dieses Umstandes gesetzlich
eingerÃ¤umte Besoldungsanspruch der AnwÃ¤rter hat jedoch einen zureichenden
Rechtsgrund in dem BeamtenverhÃ¤ltnis auf Widerruf, der es rechtfertigt, die nach
dessen Beendigung bis zum Monatsende weitergewÃ¤hrten BezÃ¼ge dem
(bisherigen) AnwÃ¤rterbeamtenverhÃ¤ltnis zuzuordnen. Ihre Rechtsgrundlage
finden die AnwÃ¤rterbezÃ¼ge in der FÃ¼rsorgepflicht des Dienstherrn (vgl.
BVerwG, Beschluss vom 8. Dezember 2009 â�� 2 B 43/09 â�� juris Rdnr. 6; BVerwG,
Beschluss vom 17. MÃ¤rz 2014 â�� 2 B 45/13 â�� juris Rdnr. 16). Denn der
AnwÃ¤rter soll in der PrÃ¼fungszeit auch bis zum Abschluss des Monats seiner
LaufbahnprÃ¼fung nicht auf die bisherige Hilfe zur Bestreitung des
Lebensunterhalts verzichten mÃ¼ssen, soweit der Lebensunterhalt nicht durch ein

                               7 / 9

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12%20RK%2043/90
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12%20RK%2043/90
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%203-2200%20§%20180%20Nr.%207
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=1%20RA%2021/88
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=SozR%202200%20§%201402%20Nr.%2011
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/157.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20B%2043/09
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=2%20B%2045/13


 

anderes DienstverhÃ¤ltnis gedeckt ist. Der Gesetzgeber geht bei AnwÃ¤rtern â��
wie im Bereich der gesetzlichen Rentenversicherung auch anhand ihrer
Einbeziehung in die Versicherungsfreiheit (Â§ 5 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB VI) deutlich
wird â�� typisierend davon aus, dass die Stellung als AnwÃ¤rter mit
Wahrscheinlichkeit in ein (wiederum versicherungsfreies) BeamtenverhÃ¤ltnis auf
Lebenszeit Ã¼bergehen wird (vgl BT-Drs. 11/4124 S 150 â�� zu Â§ 5 SGB VI). Im
Unterschied zur Abfindung soll mit der WeitergewÃ¤hrung der AnwÃ¤rterbezÃ¼ge
bis zum Monatsende kein Verlust kÃ¼nftiger VerdienstmÃ¶glichkeiten kompensiert
werden, sondern die WeitergewÃ¤hrung der BezÃ¼ge dient (auch) als Hilfe zur
Bestreitung des Lebensunterhalts des AnwÃ¤rters in der Interimsphase bis zur
Berufung in ein neues BeamtenverhÃ¤ltnis, zu dem der erfolgreiche Abschluss der
LaufbahnprÃ¼fung befÃ¤higt, sodass auch insoweit ein hinreichender sachlicher
Zusammenhang zum (bisherigen) BeamtenverhÃ¤ltnis auf Widerruf besteht. Die
VergÃ¼tung ist daher dem BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis, welches mit dem Bestehen
der PrÃ¼fung endete, aufgrund des sachlichen und zeitlichen Zusammenhanges
zuzuordnen und unterliegt der Nachversicherung (so ausdrÃ¼cklich: BSG, Urteil
vom 2. November 2015 â�� B 13 R 17/14 R â�� SozR 4-2600 Â§ 181 Nr. 2 = juris
Rdnr. 34ff.).

Das gezahlte Arbeitsentgelt ist daher, wie durch das Landesamt fÃ¼r Steuern und
Finanzen in der Arbeitsbescheinigung auch mitgeteilt, aufgrund der geltenden
landesrechtlichen Regelung vorliegend allein der Zeit vom 1. Mai 2017 bis zum 3.
Mai 2017 als Arbeitsentgelt zuzuordnen, so dass der Anspruch auf Arbeitslosengeld
bis zum Ende des laufenden Monats nicht gemÃ¤Ã� Â§ 157 Abs. 1 SGB III ruht, da
der KlÃ¤ger wÃ¤hrend dieser Zeit kein Arbeitsentgelt im Sinne der Vorschrift
erhalten oder zu beanspruchen hatte, da ein versicherungsrechtliches
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis nicht mehr bestand (so auch: Bay. LSG, Urteil vom 19.
September 2017 â�� L 10 AL 239/16 â�� Rdnr. 15 mit umfassenden Nachweisen zur
damit Ã¼bereinstimmenden Kommentarliteratur, wonach es sich bei den Ã¼ber
das Ende des BeamtenverhÃ¤ltnisses hinaus gezahlten BezÃ¼gen um kein
Arbeitsentgelt im Sinne des Â§ 157 Abs. 1 SGB III handelt).

(2) Bei dem vorliegend fÃ¼r den vollen Monat gezahlten Arbeitsentgelt handelt es
sich weder um eine Urlaubsabgeltung noch um eine Abfindung. Der Gesetzgeber
hat jedoch allein fÃ¼r die Urlaubsabgeltung (vgl. Â§ 157 Abs. 2 SGB III) und fÃ¼r
die EntlassungsentschÃ¤digung (vgl. Â§ 158 Abs. 1 SGB III) besondere Regelungen
geschaffen. Es fehlt daher an der notwendigen gesetzlichen Regelung, so dass der
Anspruch auf Arbeitslosengeld nicht ruht. Eine erweiternde Auslegung oder analoge
Anwendung des Â§ 157 Abs. 1 SGB III zulasten der Versicherungsnehmer kommt
nicht in Betracht. FÃ¼r ein Ruhen des Arbeitslosengeldanspruchs nach Beendigung
des ArbeitsverhÃ¤ltnisses greift allein die Ruhensregelung des Â§ 158 SGB III (vgl.
dazu BSG, Urteil vom 23. Juni 1981 â�� 7 RAr 29/80 â�� SozR 4100 Â§ 117 Nr. 7 =
juris Rdnr. 47 â�� zu den VorgÃ¤ngerregelungen der Â§Â§ 157, 158 SGB III).

II. Die Kostenentscheidung beruht auf den Â§Â§ 183, 193 Abs. 1 SGG.

III. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision liegen nicht vor. Entscheidungen des
Bundessozialgerichts zur KlÃ¤rung der Rechtsfrage liegen vor. Soweit der Senat mit
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Urteil vom 19. Mai 2011 (Az. L 3 AL 168/10 â�� n. v.), einer
Einzelrichterentscheidung eine andere Rechtsauffassung vertreten hat, hÃ¤lt er an
dieser nicht fest.

Erstellt am: 29.07.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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